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Neues aus der Finanzverwaltung 
 
Sinngemäße Anwendung des § 15a EStG bei vermögensverwaltenden 
Kommanditgesellschaften  

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat ein Schreiben zur sinngemäßen 
Anwendung des § 15a EStG bei vermögensverwaltenden 
Kommanditgesellschaften nach § 21 Abs. 1 Satz 2 EStG unter Anwendung der 
Grundsätze des BFH-Urteils vom 2. September 2014 (IX R 52/13) veröffentlicht. 

Hintergrund 
Nach § 21 Absatz 1 Satz 2 EStG ist die Verlustausgleichsbeschränkung des § 
15a EStG auf vermögensverwaltende Kommanditgesellschaften mit Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung sinngemäß anzuwenden. Mit Urteil vom 2. 
September 2014 (IX R 52/13, siehe unseren Blogbeitrag) hat der BFH zur 
Anwendung von § 15a EStG auf eine vermögensverwaltende 
Kommanditgesellschaft entschieden, dass der einem Kommanditisten 
zuzurechnende nicht ausgeglichene oder abgezogene 
Werbungskostenüberschuss mit Überschüssen zu verrechnen ist, die dem 
Kommanditisten in späteren Jahren aus seiner Beteiligung an der 
Kommanditgesellschaft zuzurechnen sind und zwar unabhängig von der 
Einkunftsart. 
 
Mehr zu dem Schreiben lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter:  
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/17/bmf-sinngemaesse-
anwendung-des-%c2%a7-15a-estg-bei-vermoegensverwaltenden-
kommanditgesellschaften-nach-%c2%a7-21-absatz-1-satz-2-estg/ 
 
 

BMF zur Rückwirkung der Rechnungsberichtigung und Vorsteuerabzug ohne 
Rechnung 

In einem aktuellen Schreiben äußert sich das Bundesfinanzministerium zur 
Anwendung der zahlreicher Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes 
sowie zu den von der Finanzverwaltung angewendeten Entscheidungen des BFH 
zur Rückwirkung der Rechnungsberichtigung auf den Zeitpunkt der 
ursprünglichen Ausstellung und zum Vorsteuerabzug ohne Besitz einer 
ordnungsmäßigen Rechnung. 
 
Mehr zu dem Schreiben lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht unter:  
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/22/bmf-zur-rueckwirkung-der-
rechnungsberichtigung-und-vorsteuerabzug-ohne-rechnung/ 
 

 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2015/01/27/verlustverrechnung-mit-privatem-veraeusserungswinn-auch-bei-vermoegensverwaltender-kg-moeglich/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/17/bmf-sinngemaesse-anwendung-des-%c2%a7-15a-estg-bei-vermoegensverwaltenden-kommanditgesellschaften-nach-%c2%a7-21-absatz-1-satz-2-estg/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/17/bmf-sinngemaesse-anwendung-des-%c2%a7-15a-estg-bei-vermoegensverwaltenden-kommanditgesellschaften-nach-%c2%a7-21-absatz-1-satz-2-estg/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/17/bmf-sinngemaesse-anwendung-des-%c2%a7-15a-estg-bei-vermoegensverwaltenden-kommanditgesellschaften-nach-%c2%a7-21-absatz-1-satz-2-estg/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/22/bmf-zur-rueckwirkung-der-rechnungsberichtigung-und-vorsteuerabzug-ohne-rechnung/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/09/22/bmf-zur-rueckwirkung-der-rechnungsberichtigung-und-vorsteuerabzug-ohne-rechnung/
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 24. September 2020 
 
Die personelle Verflechtung als Voraussetzung einer 
Betriebsaufspaltung liegt vor, wenn die personenidentischen 
Gesellschafter-Geschäftsführer der Besitz-GbR und der Betriebs-
GmbH die laufenden Geschäfte der Besitz-GbR bestimmen 
können und der Nutzungsüberlassungsvertrag der Besitz-GbR mit 
der Betriebs-GmbH nicht gegen den Willen dieser Personengruppe 
geändert oder beendet werden kann. Das Doppelvertretungsverbot 
des § 181 BGB steht der Annahme einer Beherrschungsidentität 
von Gesellschafter-Geschäftsführern aus Besitz-GbR und Betriebs-
GmbH nicht entgegen, wenn die gesellschaftsrechtlichen 
Grundlagen die Umgehung dieses Verbots durch Übertragung der 
Vertretung auf eine andere Person ermöglichen. Die Klage gegen 
die Ablehnung der Feststellung eines vortragsfähigen 
Gewerbeverlustes ist dabei zulässig, wenn der Kläger geltend 
macht, er unterhalte schon dem Grunde nach keinen 
Gewerbebetrieb. 
 
Zum Urteil 
 

Die Rechtsgrundsätze zur Behandlung von Abbruchkosten beim 
Erwerb eines Gebäudes in Abbruchabsicht gelten auch für den 
unentgeltlichen Erwerb eines Mitunternehmeranteils im Wege der 
vorweggenommenen Erbfolge. § 6 Abs. 3 EStG bewirkt eine 
Rechtsnachfolge nur in einzelnen vom Gesetz ausdrücklich 
bestimmten Beziehungen, begründet aber keine umfassende 
"Fußstapfentheorie". Die aus der Abbruchabsicht resultierende 
Qualifikation als Herstellungskosten des neuen Gebäudes bleibt 
von der in § 6 Abs. 3 EStG geregelten Buchwertfortführung 
unberührt. 
 
Zum Urteil  
 
 
Veräußert ein Gesellschafter einem vorformulierten Vertragswerk 
entsprechend seinen Geschäftsanteil an einen Pooltreuhänder, der 
diesen bis zur Aufnahme eines neuen Gesellschafters 
treuhänderisch für die verbleibenden Gesellschafter hält, unterliegt 
der Vorgang bei den verbleibenden Gesellschaftern nicht der 
Schenkungsteuer. 
 
Zum Urteil  
 

 

 

Urteil IV R 4/17: 
Personelle Verflechtung 
bei von 
Geschäftsführung 
ausgeschlossenem 
Nur-Besitz-
Gesellschafter und bei 
Möglichkeit zur 
Umgehung des § 181 
BGB durch 
geschäftsführende 
Doppelgesellschafter 
 
28. Mai 2020 
 

Urteil III R 17/19: 
Erwerb in 
Abbruchabsicht im 
Wege 
vorweggenommener 
Erbfolge bei einer 
Mitunternehmerschaft 
 
27. Mai 2020 
 

 

 
Urteil II R 34/17: 
Erwerb eines 
Geschäftsanteils 
durch Pooltreuhänder 
- Schenkungsteuer im 
Managermodell 
 
06. Mai 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010190/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010189/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010188/
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Weitere Veröffentlichung vom Tage:  
 

Urteil IX R 30/19:  
Nachträgliches Bekanntwerden i.S. des § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO - offenbare 
Unrichtigkeit  
26. Mai 2020 
 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Entgelt für die Anbringung von Werbung auf privaten Fahrzeugen als 
Arbeitslohn 
Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass ein Entgelt, das der Arbeitgeber 
an seine Mitarbeiter für die Anbringung eines mit Werbung versehenen 
Kennzeichenhalters zahlt, der Lohnsteuer unterliegt. 
 
Sachverhalt 
Die Klägerin schloss mit einer Vielzahl von Mitarbeitern Mietverträge über 
Werbeflächen an deren privaten Fahrzeugen ab, in denen sich die betreffenden 
Mitarbeiter zur Anbringung von Kennzeichenhaltern mit der Firmenwerbung der 
Klägerin gegen ein Entgelt i.H.v. 255 € im Jahr verpflichteten. Das Finanzamt 
vertrat die Auffassung, dass diese Vergütung Arbeitslohn darstelle und nahm die 
Klägerin als Arbeitgeberin für die Lohnsteuernachzahlung in Haftung. Mit ihrer 
hiergegen erhobenen Klage machte die Klägerin geltend, dass die Anmietung der 
Werbeflächen in Form der Kennzeichenhalter in ihrem eigenbetrieblichen 
Interesse erfolgt sei und es sich deshalb bei dem hierfür gezahlten Entgelt nicht 
um Arbeitslohn handele. 
 
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Münster hat die Klage als unbegründet zurückgewiesen. 
 

 
Die Zahlungen der Klägerin für die 
Anbringung der Kennzeichenhalter mit 
Firmenwerbung stellen Arbeitslohn dar.  
 
Bei Würdigung der Gesamtumstände sei das auslösende Moment für die 
Zahlungen die Stellung der Vertragspartner als Arbeitnehmer und damit im 
weitesten Sinne deren Arbeitstätigkeit gewesen. Die betriebsfunktionale 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050207/
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Zielsetzung, Werbung zu betreiben, habe nicht eindeutig im Vordergrund 
gestanden. Letztes hätte nur dann angenommen werden können, wenn durch 
eine konkrete Vertragsgestaltung die Förderung des Werbeeffekts sichergestellt 
worden wäre. Die von der Klägerin geschlossenen Verträge hätten aber 
insbesondere keinerlei Vorgaben enthalten, um einen werbewirksamen Einsatz 
des jeweiligen Fahrzeugs sicherzustellen. Auch eine Regelung dazu, ob an dem 
Fahrzeug noch Werbung für andere Firmen angebracht werden durfte oder eine 
Exklusivität geschuldet war, sei nicht getroffen worden. 
 
Fundstelle 
Finanzgericht Münster, Urteil vom 03. Dezember 2019 (1 K 3320/18 L), siehe den 
Newsletter Februar 2020 des Finanzgerichts; die Revision ist beim BFH unter 
dem Aktenzeichen VI R 20/20 anhängig. 
 
 
Ansatz einer Pensionsrückstellung für einen Alleingesellschafter-
Geschäftsführer in Fällen der Entgeltumwandlung 
Der Ansatz einer Pensionsrückstellung nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 
Halbsatz 2 EStG setzt eine Entgeltumwandlung i.S. von § 1 Abs. 2 BetrAVG 
voraus. Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt, wenn eine GmbH ihrem 
Alleingesellschafter-Geschäftsführer eine Versorgungszusage aus 
Entgeltumwandlungen gewährt, da der Alleingesellschafter-Geschäftsführer der 
GmbH kein Arbeitnehmer i.S. des § 17 Abs. 1 Satz 1 oder 2 BetrAVG ist. Die 
darin liegende Bevorzugung von Pensionsrückstellungen für Arbeitnehmer i.S. 
des BetrAVG ist verfassungsgemäß. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 
 
Sachverhalt 
Streitig ist, ob im Fall einer vertraglich vereinbarten unverfallbaren 
Pensionszusage der Teilwert-/Barwertvergleich nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 
Satz 1 Halbsatz 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG) zur Anwendung kommt.  
Die Klage vor dem Finanzgericht Nürnberg hatte Erfolg. Der Barwert-Teilwert-
Vergleich des § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Halbsatz 1 und 2 EStG sei auch im 
Streitfall vorzunehmen und der höhere Barwert gemäß Halbsatz 2 als 
Rückstellung zu passivieren. 
 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und die Klage abgewiesen. Das Finanzgericht hat zu Unrecht dahin 
erkannt, dass auch in Fällen, in denen eine Entgeltumwandlung nicht dem 
BetrAVG unterfällt, die Pensionsrückstellung mit dem Mindestbarwert zu 
bewerten sein kann. Dies ist entgegen der Auffassung der Klägerin 
verfassungsgemäß. Im Streitfall ist eine Vergleichsberechnung nach § 6a Abs. 3 
Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG vorzunehmen. 
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

Der BFH schließt sich der Auffassung des 
BMF und Stimmen in der Literatur an, dass 
die Pensionszusage gemäß § 1b Abs. 5 
BetrAVG unverfallbar ist; die 
Unverfallbarkeit aufgrund einer 
vertraglichen Vereinbarung reiche nicht aus. 
 
§ 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 EStG verlangt für den vom FG vorgenommenen 
Teilwert-Barwert-Vergleich, dass eine „Entgeltumwandlung im Sinne von § 1 
Absatz 2“ BetrAVG vorliegt. Mindestbarwert ist außerdem die gemäß den 
Vorschriften des BetrAVG unverfallbare künftige Pensionsleistung. 
 
An beidem fehlt es im Streitfall; denn weder liegt eine „Entgeltumwandung im 
Sinne von § 1 Absatz 2“ BetrAVG vor noch hat die Klägerin eine „gemäß den 
Vorschriften des“ BetrAVG „unverfallbare künftige Pensionsleistung“ zugesagt. 
Die Entgeltumwandlung erfolgte nicht gemäß § 1 Abs. 2 BetrAVG und die 
Unverfallbarkeit der künftigen Pensionsleistung folgt nicht aus § 1b Abs. 5 
BetrAVG; denn ein Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH mit Sperrminorität 
ist kein Arbeitnehmer im arbeitsrechtlichen Sinne und unterfällt nicht § 17 Abs. 1 
Satz 1 oder 2 BetrAVG (vgl. BGH, Urteil v. 1. Oktober 2019, II ZR 386/17). 
 
Der BFH kann der Auffassung des Finanzgerichts nicht beipflichten, dass eine 
Differenzierung nach der Rechtsstellung des Pensionsberechtigten 
(insbesondere, ob er unter das BetrAVG fällt, Gesellschafter-Geschäftsführer ist 
oder in einem anderen Rechtsverhältnis zum Pensionspflichtigen steht) in § 6a 
EStG nicht angewiesen sei. Das Gegenteil ist der Fall. 
 
Weder die Auslegung des § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Halbsatz 1 und 2 EStG noch § 
6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Halbsatz 1 und 2 EStG sind verfassungswidrig. 
Insbesondere liegt kein Verstoß gegen den Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) 
vor. 
 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 27. Mai 2020 (XI R 9/19), veröffentlicht am 17. September 2020. 

 
 
 
 
 
 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
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E-MAIL SENDEN 

 

ANMELDEN 

 

ABMELDEN 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
   

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Bestellung und Abbestellung  
 
Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-
Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 
eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
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Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
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